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Sanierungs-Irrwege
Zahlreiche Produkte untcr einem Dach, das istdie Philosophie
eines Kaufhauses. Alles was das Leben rundüm schöner ünd
bequemermacht, wjrd aus allcr Herren Länder angeboten und
vorsiibert. Diese Tradition steht nun aufdem Pdfstand, weil der
Ertrag des Untemehmens gesteigert werden soll. Jede Abteilung
und alle ansebotenen kundennahen Bequemlichkeiten sollen auf

ihre Wirtschaftlichkeit untersucht werden. Die GeschäfuleitüU beauftragte hoch
dotiefte Ratgeber, die fein heraüsgeputzt ins Kauihaüs strönten und sich an die
Arbeit machten. Da das geballte Wissen der angeheue en Berater über einen
Kaulhaüsbetrieb zwar so weit wie das Meer, aber nur so tiel'gehend wie eine
Pftitze war, wurden bewäh1e Mitarbeiter nach ailen Regeln der Kunst ausgefragt,
un den Aufbag zu eflillen. EiI1 glanzvo]i heamsgeputztes Konzept zur Optimierung
des Geschäftes wurden erstellt und dem Auftraggeber mit großem Brimboriun'l
aufgetischl. Alle aufgestellten Theorien der Bemter leuchleten der Geschziftsleitung
ein und wurden stracks üngesetzt.

Jede Abteilung wurde ein eigenst?indiger Betrieb md für Umsatz, Gewirm, Einkauf,
Kostenund Personal selbst veuntwofilicL Küldendienliche Beqüemlichkeiten
wie Parkhaus. Restauant. Toilette und telelonischer Kundendienst wurden
ebenfalls selbständig, da sie nicht zun Kemgeschäfi des Kaulharises gehöften. Die
Firma erhielt den neuer Naner QK (Qualitäts-Kauihaus) und die Firmenfarbe
Rosarot, um dell Wiedererkennungswert des Warcnhauses zu steigem.

Emsig machten sich die Abteilurgsleiter ans Werk ud bauten die mm selbst?indigen
Abteilungen um. Zuerst erschien der neue Name ,,QK" in allen Medien. Vom
Kassenbon über Ehkaufstüten bis zum hauseigenel Toilettenpapier wurde a]les
rosarot eingel)irbt. Die Abteilungen wurdeD mit englischen Begrifen geadeit, da
sich ab und zu englischsprachige Kunden blicken ließen. Die deutschsprachige
Kundschaft nahm es hin und inle etwö verwint düch die G?inge. Jede Abteilung
passle die Öffnungszeilen än die KundenAequenz an. Die Bäckerei öffnete um 6
Uhr, die Damen- und Henenoberbeldeidung run I 0 fllr rurd däs Restaurant um I I
Uhr Alle Abteilungen optimierten ilfe Offnungszeiten, um eftragreichere
Ergebnisse zu erzielen. Das bisher angebotene Sortinent wurde aufrechnerisch
lukrativere Offerten reduziert.

Das kostenfreie Parken im Parkhaus u'urde eingestellt, der telefonische
KLmdendienst bekam eine gebülLrenpflichtige Ruftummerund das Drehloeuz zur
Kundentoilette öffnete sich nur noch mit einem kleinen Obolus und der
Kundenkalte des Kau{hauses.

Jetzt ralen neue Sch\rierigkeiten auli Durch die geändeflcn Öflnungszeiren und
das eingedampfte Softiment war Pe$onal überzählig, das sozialvefiräglich
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Ein weitere Sheitfiage unter denAbteilungsleitem waren
die anteiligen Kosten derAbteilungen im Kauftaus für
Verkaufsfl ächen, Zugangswege, Rolltreppen, Beleuch-
tung, Fahstühle, Reinigung, Sicherheit, Datenver-
arbeitung, Nutzungszeit der Eindchtungen usw. Der
gloneiche Pfad war die inteme Abrcchnulg aller Kosten
mit dem .Jlolzeuo" lmtereinander.

Nach einer Einschwingphase stellte sich heraus, das
eingeführte Konzept passt vome und hinten nicht, da die
Kundschaft die funlelnagelneüe Einkaufswelt nicht
veßtanden hatte. Das Ende vom Lied: Die
Geschäftsleihrng spürte wieder forsche Berater auf, die
wenig über ein Kaufhaus wusstcn, aber vor nichts
züückchreckten. um die Kaufhauswelt nzu zu erfinden.
Wellr das so weiter geht, kann maII eines Tages sagen:
Morgens kam ein Kunde und am Nachmittag wurde es
etwas nrliger.

Franz Roschkowski
Bundesvorsitzender

Telekom-Chef Obermann kündiqt
weitere Entlassunqen auf der
Bilanzpressekonferenz an
Aufder Bilanzpressekonfererz vom 08. I I .2007 kilndigte
Obermarm weitere Pe$onaleinsparungen an:

"Mit unseren Efflzienzmaßnahmen sind wir sehr gut
unterwegs. In den ersten neun Monatetr haben wir
Einsparungen von brutto rund 1,4 Milliarden Euro
realisien-'.

Die Deutsche Telekom will mit ihrem Programm die
Kosten bis zum Jahrc 2010 um 4,7 Milliaden Euro
senken, wobei in diesem Jahr bereits zwei Milliarden
EuIo eingespart werden sollel

Man kam daher davon ausgehen, dass diese aage-
kündigen Einsparungen weitereA$eitspläue kosten.

,,Die Personalstrukturen seien weiter anpassungs-
bedüritig", so die Aussage von Obermam, denn ,,es
gebe noch Ineffizienzen in der Konzemzenhale".

,,Man habe keine andere Wahl, als das Untemehmen
auch in Zulnüft effzienter zu machen".

Von dieser Aussage des Vorstandes sind nach unseren
Erkenntnissen ca. 2 000 KJäfte im Bereich der
Konzeüzentrale behoffen.

Im Rahmen des bisherigen Personalprogramms sollen
bis Ende 2007 rund 32 000 Mitarbeiter den Konzem
verlassen haben.

Nicht unerwähnt bleiben kann die im Sommer 2007
durchgeftihrte Ausgliederung von ca. 50 000 IGäften in
drei Tochteruntemehmen.

In den eßten neun Monaten verringerte sich die Zahl der
Kr?iite im Vergleich zum Ende des vergangenen Jahres
per saldo um 8100. Rund l1 000 KIäfte haben die
Deutsche Telekom verlassen, wähdend 2 300 Kräfte in
den Ceschäfrsfeldem Vemieb und Service neu ein-
gestellt worden sind.

Deutsche Telekom verkauft Media &
Broadeast

Die Deutsche Telekom AG hat ihe zur ceschäfts-
kundenspalte T-Systems gehörende Tochter Media &
Broadcast an den französischen Sendenetzbetreiber
TDF fih angeblich 700 bis 900 Millioner Euro v€rkauft.

Bei der französischen TDF handelt es sich um eine
ehemalige Tochterfuma der France Telecom, die heute
ar den Investorfirmen Texas Pacific undAxa Private
Equity geh&t.

Mit dem Verkaufihres Dienstleisters flir Rundfunk- und -
Femsehüberhagungen sieht die Deutsche Telekom ihr
Geschäft mit Sendenetzen für den Empfang von
Rundf.utkund Femsehen über dieAntenne als nicht zum --

Kemgeschäfl gehörend an.
Zu dell Hauptkunden von Media & Broadcast zfilten
bisher ARD und ZDF.

Media & Broadcast hat im letzten Jahr mit seinen ca.
1.200 Mitarbeitem 2006 einen Umsatz von über 500
Millionen Euro eneicht, wobei der Gewinn auf 100
Millionen Euro geschätzt wird. Hinzu kommt, dass die
Bundesnetzagenturkürzlich grst Sendeftequenzen für
das Handy-TV an Media & Broadcast übertragen hat.

Dem Vemehmen nach hat TDF Zusagen fft den Erhalt
der Afteitsplätze abgegeben, woflt die Deutsche
Telekom scheinbar beim Verkaufspreis entgegen-
gekommen ist.



Karlsruhe erklärt die Versorgungs-
rücklagen des Bundes für verfassungs-
gemäß

Die 1. Kammer des Zweiten Senats des Bundcs-
vedassungsgerichtes hat die vorliegenden Verfassungs-
beschwerden von Beamten bzw. Ruhestandsbeamten
nicht zur Entscheidüg angenomrnen und mit Beschluss
vom 27. September 2007 festgestellt, dass eine
Verminderung der Besoldungs- und Versorgungs-
anpassungen ,,mit den hergebrachten Grundsätzen des
Berufsbeamtentums vereinbar ist" und nicht gegen das
Alimentationsprinzip im Beamteff echt ve$tößt.

Die Vermindenmg, so die Feststelhrng, ,jst sowohl wegen
des Anstiegs der Veßorgungslasten als auch im Hinblick
aufdie Reformmaßnahmen im Bercich der gesetzlichen
Rentenveßicherurg sachlich gerechtfertigt''.

Grundlage für die Bildung einerVenorgmgsrücldage war
die seit dem Jahre 1999 edolgejährliche Absenkung des
Besoldungsniveaus um 0,2 %, bei derdie Besoldungs-
anpassungeo und die Anpassungen der Ruhegehzilter enF
sprechend gemindertwerden.

Diese Einsparungen sollen einem Sondervermögen
zugeführt werden und für die künftige Finanzierung der
Versorgungsaufu endungen dienen.

Da aber ab dem 01 .0 I .2002 eine schrittweise Absenkung
des Höchstruhegehaltssatzes erfolgte, hatte der
Gesetzgeber die Verminderungen der Besoldrmgs- und
Versorgungsanpassungen ftir die auf den 0l.01.2002
folgenden acht Anpassunge[ ausgesetzt, um eine
,,übermäßige Belastung der Besoldungs- und
Velsorgungsempftinget'' zu verhindern.

In sei[em Nichtannahmebeschluss der vorliegenden
Verfassungsbeschwerden ging derZweite Senat von den
ansteigenden Versorgungslasten aus, die aufdie steigen-
den Lebenserwartungen, die höhete Anzahl der
Frühpensionierungen und die verlängsrten I-auüeiten der
Velsorgungsleistungen zudiclsuff jhen sind-

,,Hie$€i handelt es sich um Gdinde", so die Karlsnrher
Verfassungsrichtet" di€ im System der B€arntenversor-
gung wurzeln wd nicht in steigendsn Anforderungen, die
dieAllgemeinheit an den Staatund den Beamtenapparat
stellen, begrijndet sind'.

Weiterhin haben die Verfassungsrichter in ihren
Ausflihrungen festgestellt, dass auch im Hinblick aufdie
Reformen in der gesetzlichen Rentenversicherulg die o.a.
Verminderungen im Beamtenbereich sachlich
gerechtfertigt sind:

,,Es ist auch nicht erkennbar, dass die Absenlong der
Besoldungs- und Versorgungsbezüge zu einer
Unterschreitung der verfassungsrechtlich garantierten
Untergenze derAlimentation geführt hätte"

Bundesregierung beschließt das
Dienstrechtsneuordnungsgesetz

Die Bundesregienmg hat den Entwlrrfzü Neuordnung
und Modemisiemng des Dienshechtes des Bundes, das
Dienstechtsneuordormgsgesetz beschlossen.

Insbesondere die bisherigen Regelungen des Dienst-
rechtes frir die Bereiche Statusrecht, Besoldung und
Versorgung der Bundesbeamten werden verzindet:

Besoldungsrecht:

Die bisherigen Grundgehaltstabellen werden unter der
Berücksichtigung der dienstlichen Erfahrung bei der
Gehaltsentwicklung Ireu geschdtten. Das bisherige
Lebensaltersprinzip bei der Gehaltsentwicklung f?illt
weg.

Die neuen Grundgehaltstabellen sollen nach den
Vorstellungen der Bundesregierung keine Einkommens-
einbußen beinhalten.

Weiterhin soll lt. Enbrxrfder Familienzuschlag füf dritte
und weitere Kinder um jeweils Euro 50,00 erhöht
werden.

Ruhestandsrecht:

Der Entwuf sieht eine schrittweise Anhebung des
Eintrittalters in den Ruhestand auf 67 Jabrc für Beamte
vor. Damit soll wie in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung der sogelannte demographische Wandel
berücksichtigt werden.

Dies bedeutet, dass für Beamte der Geburtsjafugänge
1947 bis 1963 eine stufenweise Arhebung der
gesetzlichen Altersgreme erfolgt Gebulsjahr 1947 plus
1 Monat, Gebutsjah 1948 plus 2 Monate usw.
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Damus resultierend verschiebt sich auch das Mindest-
alter bei der Voruhestandsfegelung für die Geburts-
jahrgänge 1947 bis 1955:

An der im Jahe 2010 auslaufenden Vorruhestands-
regelung können nur noch die bis zum 31.03.1955
geborenen Beamten teilnehmen.

Nach den Votstellungen der Bundesregierung soll der
Entwüd des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes zum
01.03.2008 in Kraft treten.

Bundesverfassungsgericht erklärt die
Dreij ahresfrist im Beamtenversor-
gungsgesetz für verfassungswidrig

Der Zweite Senats des Bundesvefassungsgerichtes hat
mit Beschluss vom 20 . März20O1 (Az]. 2BvL ll/04)
den S 5 Absatz 3 des Beamtenveßorgungsgesetzes aus
dem Jahre 1998 als mit dem Grundgesetz unvereinbar
und deshalb als ungültig erklärt.

Vor der o.a. Entscheidung des Bundesvefassungs-
gerichtes berechneten sich die Versorgungsbezüge des
Beamten, der aus einem Beörderungsamt in den
Ruhestand hat und der die Bezüge aus diesem Amt nicht
mindestens drei Jahrc erhalten hat, nur nach Maßgabe
der Bezüge des vorher bekleideten Amtes:

Eine Beörderung war somit erst nach drei Jahren
ruhegehaltsfühig.

Der Zweite Senat fillrte in seiner Begründung weiter aus,
dass der Grundsatz der Ve$orgung aus dem letztenAmt
zu den hergebrachten Shrkturprinzipien des Berufs-
beamtentums gehört, ,die angesichts iluer wesens-
pdgenden Bedeutung vom Gesetzgeber zu beachtel
sind'.

Die im $ 5 Abs. 3 Salz I des Beamtenversorgungsgesetzes
I 998 vorgesehene Ausdehlung der Wartefr ist von bisher
zwei aufdrei Jahre ,,kann nicht aufeine hinreichend
Rechtfertigug gesttitzt werden und ist mitArt 33 Abs. 5
des Grundgesetzes daher unvereinbar":

Die Vorschrift ist für nichtig zu erklären.

Daraus folgeft, das die alte Regelung einer
Zweijahresfrist vom Bundesinnenmidsterium nun
rechtlich umgesetzt werden muss.

Pension?ire, die seit dem Jah] 1998 in den Ruhestand
getreten sind und die eine Wartezeit von zrvei, aber nicht
von d.rei Jahren ereicht haben, sollen nach den
Vorstellungen des Bundgsinnenministoriums die
Möglichkeit bekorrlmen, aufAntag eine Neufestsetzung
iher Versorgungsbezüge zu erreichen.

Verlagerungen vonArbeitsplätzen bei
T-Systems in das osteuropäische
Ausland

Die rund 5 000 Krzifte der T-Systems-Sparte CSS
(Computing Serqices und Solutions) haben in den letaen
Wochen von ibrem Arbeitgeber schriftlich die
Aufforderung erhalten, nähere Angaben über ihren
,,Sozialstatus" zu machen.

Insbesondere Auski.infte zum Familienstand, Arzabl der
Kinder sowie die Firmenzugehörigkeit verbergen sich
hinter dem Begriffdes Sozialstatus.

Hintergrund f ür diese Vorgehensweise des Arbeitgebers
sind Überlegungen, Tätigkeiten innefialb der Spalte
CSS in das osteuropäische Ausland zu verlegen, die
betriebsbedingten KüLndJgungen auslösen können.

Von dieser Verlagerung der Arbeitsplätze ill das
osteuropäische Ausland (Slowakei, Ungam und
Tschechien) bis Ende 2009 soller I 500 Arbeitsplätze in
den Recherzenten sowie 100 Arbeitsplätze im
Desktop-Serrr'ice-Bereich behoffel sein.

An dieser Stelle ist auch festzustellen, dass die CSS-
Sparte eine[ hohen Personalbestand aufweist.

Gerade das Geschäftsfeld der Femwartung von
Kundencomputem ist daher aus Kostengründen von
anderen Mitbewerbern schon länger in ,,Billig-
lohnländer" ausgelagert worden.

Nach den Aussagen voIr T-Systems stellen die beab-
sichtigten Verlagerungen von CSS in das osteuo-
päischeAusland einen Teil des im Jahre 2005 verein-
bartetr Personalabbaus von ca. 6 000 Arbeitsplätzel bei
T-Systems dar, wobei insgesamt ein Personalabbau von
ca. 33 000 Arbeitsplätzen im Telekom-Konzem
vereinbaft wurde.

Das Vereinbarung von 2005 sieht den Verzicht von
betriebsbedingten Kündigungen bisApril 2008 vor
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Aus 50 Jahren VDFP - Geschichte:

A 9 z
oder die Kunst des Dünnbrettbohrens

Der Haushaltsauschuss des Deütschen Bundestages
befasste sich im Spätsommer 1978 mit Überlegrmgen,
durch Schafiüg einerAmtszulage von monatlich
DM 225,00 für Beamte der Besoldungsgruppe A 9 im
Polizeivollzügsdienst der Läinder und beim Bundes-
grenzschütz den erheblichen Mehrbelastungen dieser
Personenlceise fi nanziell gerccht zu werden.

Vorausgegangen waren breite Diskussionen in der
Offeütlichl(eit, die eine Anerkennung der erheblichen
Belastungen (Stichpunkte waren u.a. die RAF-
Auseinandersetzungen und die Befreiung deutscher
Geiseln in Mogadischu) bef ürworteten.

In der Diskussion tauchte aber auch derBegriffeiner
,,Totschießzulage" durch die Boulevardpresse auf; man
sprachauchvoneiner,yerscl' eiertenArlvonGefahren-
zulage".

Der Innenausschuss des Delrtschen Bundestages
schloss sich den Uberlegungen des Haushalts-
ausschusses an, obwohl wähend den Beratungen auf
mehrere Beamtengruppen des öffentlichen Dienstes
hingewiesen wurde, die nach den Ausschussvor-
stellungen ebenfalls einen Anspruch aufdie erwähnte
Amtszulage vorweisen kormten.

Nach Bekanntgabe des entsprechenden Gesetzent-
wurfes des Bundesrates, der wegen der Zuständigkeit
der Länder im Polizeivollzugsdienst die Gesetzes-
initiative ergriff, hatte unser Bundesvorstand im
Dezember 1978 umgehend die \DFP-Forderurg nach
einer Einbeziehung des mittleren femmeldetechnischen
Dienstes der Deutschen Bundespost an den Vorsitzen-
den des Haüshaltsausschusses, den Bundesinnen-
minister als zuständigen Beamtenminister sowie das
Büldespostministedun in schrift licher Folm übemittelt:

,.Im mittleren fernmeldetechnischen Dienst bei der
Deut$chen Bundespost haben sich die
Schwierigkeitsgrade und die Anforderungsmerk-
male durch die Einführung neuer Techniken und
die komplizierteren Organisationsabläufe bei der
Instandsetzung und Instandhaltung fernrnelde-
technischer Einrichtungen wesentlich erhöht. Die
erhöhten und verändertenAnforderungen konnten
im jetzigen Besoldungssystem nicht
leistungsgerecht abgedeckt werden.

Zweimalige Eingaben an den Innenminister zwecks
Einrichtung einer Technikerlaulbahn für den
mittleren fernmeldetechnischen Dienst wurden
abschlägig beschieden, obwohl an der
Berechtigung nicht zu zweifeln ist,
Dadurch ist eine längst lällige leistungsgerechte
bessere Einstufung im Besoldungsgefüge verhin-
dert worden.

Die Vereinigung Deutscher Fernmeldetechniker
Post fordertdaher die Einbeziehung des mittleren
fernmeldetechnischen Dienstes bei der Deutschen
Bundespost in gleicher Höhe und Kondition in
diese Zülagenregelung, wenn Sie nicht wollen, dass
man diese Zulage als eine verschleierte Art von
Gefahrenzulage defi nieren soll."

Nach dem Bekanntwerden der VDFP'Forderungen
kamen sofort den Einwände sämtlicher Bedenkentäser
aus dem Bereich der ,,gelben Post":

Unsere Hinweise auf die stetig ansteigenden
AnfordenDgsinhalte bei der Einführrng neuer Techniken
wurde stets mit der weitverbreiteten Argumentation
abgeschmettert, ,dass alle Bereiche bei der Deutschen
Bundespost gleichaiig und gleichwertig zu betrachten
sind und der mittlere femmeldetechnische Dienst
sowieso bevorzugt behandelt werde".

Nach der erfolgten Zustimmung des Bundesrates zur
Antszulage flt den Polizeivollzugsdienst und den
Bundesgrenzschutz hatte sich unser Bundesvoßtand
weiterhin für die Einbeziehung des mittleren
fenmeldeteclnischen Dienstes boim Burdesinneiminister
und beim Innenausschuss eingesetzt und im April 1978
gefordert:

,,Wir sind derAuffassung, dass neben dem Polizei-
vollzugsdienst der mittlere fernmeldetechnische
Dienst bei der Deutschen Bundespost in die$e
Regelung einbezogen werden muss.

Die Einfühmng neuer Techniken, insbe$oldere die
Einführung von voll elektronischen Kommuni-
kationssltemen im Fernmeldewesen der
Deutschen Bundespost weisen infolge von
Viellältigkeiten unterschiedliche Tätigkeiten auf.

Aus diesem Grunde fordern wir heraüsgehobene
Funktionen im mittleren fernmeldetechnischen
Dienst der Besoldungsgruppe A 9 durch die
Zahlung einer Zulage in Höhe yon DM 225,00
ebenfalls besoldungsmäßig anzuerkennen.',



Im Mai 1979 teilte uns dalln das Bundespostminis-
terium mil, dass auf ReferenteDebene an einer
Novellierung der Amtszulage über den bisherigen
Bereich hinaus gea$eitet wird.

1980 wurde endlich das neue SpilzenamtA 9 mit Zulage
für den mittleren femmeldetechnischen Dienst realisiert:

Leider wurdenjedoch statl der vorgesehenen 3 0 o% aller
DienstpostenA 9 nur 16 % mit eine Zulage versehen, da
der Rest mit einer Spere duch den Bü[desfinanz-
minister belegt \aude.

Hirzu kamen die Auswirkungen des Ende 1980
stattgefundenen Beginns des Aufstiegs nt besondere
Verwendung gem. Neufassung der Büdeslauf balmver-
ordltmg:

Alle zur Verftigung gestellten Planstellen A 9 mit Zulage
wurden den Teilnehmem an den Verwendungsaußtiegen
(ca. 500Krätte waren bei der eßten Attion beteiligt)
zugewiesen.

Dieser Personenkreis wurde jedoch bereits im
Dezember I 980 zum TFI befttidert und machte somit
die A 9 mit Zulage-Planstellen umgehend wieder tei

Endlich begannen darm ab Januar 1981 bei den
Amtem des Femmeldewesens die Stellenausschrei-
bungen für die Dienseosten A 9 mit Zulage:

Bekanntlich stecktja der Teufel im Detail und auch hier
taten sofort die Schwiedgkeiten bei der Vergabepraxis
der Dienstposten aul

Bei verschiedenen Dienststellen wurde der einzige
vorhandene Dienstpostetr A 9 nach A 9 mit Zulage
angehoben und man ging bei der Vergabe von der
Annahme aus, dass sich ,,Dienststellenfremde", die
bereits A 9 rraren, um diesen Dienstposten bewerben
körmen; in der Dienststelle vorhande[e Dienstposten-
inhaber A 8 hätten somit keine Chancen.

Auch hier musste der \rDFP-Bundesvorsta[d durch
Nachfr agen beim Bundesposhninistgrium eine Kltuung
erreichen und es stellte sich heraus, dassjeder Dienst-
posteninhaber A 8 sich auf einen DiensQosten A 9 mit
Zulagen bewerben komte:

Das Bundespostnrinisterium stellte fest, dass nach delr
Vergaberichtlinien der geeignete Bewerber bei der

Vergabe eines höherwertigen Dienstpostens zu berück-
sichtigen sei und somit ein BewerberA 8 aus der Dienst-
stelle gegenüber einem ,,Fremdbewerbel' immer im
Vorteil ist.

Der Bundesvorstard hatte somit nach jahrelangen
Bemühungen seit 1978 endlich erreicht, dass der
mittlere femmeldetechnische Dienst in den Genuss der
Amtszulage kafn.

Ich will nicht behaupten, dös wir als VDFP allein diesen
Erfolg aufunsere Fahnen schrciben komten, aber ohne
unsercn Einsatz und unsere haftnäckige[ Bemühungen
durch Eingaben, Berichte in der Presse, vielfdltige
Kontalde zu Abgeordneten, Bundestagsauschüssen und
den entsprcchenden Bu[desmidsterien konnte die
Situation rmserer Bemfsgruppe entscheidend beeinfl usst
und verbessert werden und wir konnten rll uüscrsrr
VDFP-Nachrichten vermelden:,,Wieder ein VDFP-
Erfolg".

Wie gesagh Berufspolitik ist die Kunst des
Dünnbrettbohrens !

Bemd-Peter Reimam

In eigener Sache:

Die nächste Bundesvoßtandsitzung findet am
23. Februar 2008 in Frankfurt statt.

Aus den Bezirken:

Bericht zur Jahreshauptversammlung
2007 des Bezirkes Saarland und zur
Jubiläumsveranstaltung,,50 Jahre
\IDFP an der Saar"

Am 04. Juli 2007 feierte der \DFP-Bezirk Saarland im
Ralmen der diesjährigen Jahreshauptversamrnlung sein
50-j?ibriges Bestehen. Dreißig anweserde Delegierte
hatten delr Weg in die Tumhalle nach Brebach-
Fechingen gef,mden.

In seinem Festvortrag berichtete der 1. Vorsitze[de
Gunter Heckmann unter dem Motto "Rückblick,
Querschnitt und Aussichten" über die Aktivitätel des
\DFP.



Am 09. März 1957 fand die konstituierende Sitamg der
Bezirksvereinigung Saarbrücken statt. Hier wurde der
Kollege Sommer von den 46 Teilnehmem zum 1.
Vorsitzenden gewählt. In der Folgezeit waren die
Kollegen Stuatmann, fuchard Neusius, Dieter Jakobs,
Edelbert Keller und Gunter Hecknann als Vorsitzende
fih die VDFP-Saarland t itig,

Weiteftin erwähnte GunterHeckmam verschiedene
Fordenmgen des \DFP und deren Realisierung:

So z.B. die Einführung der Besoldungsstufe 9 z, der
Einstieg mit A 7 im BFt-Die$t, die Nutzungs-
mögliclrkeiten der Ruhest?indler im Personalkauf sowie
den Verwendungsaufstieg ab 45. Lebensj ahr.

In die Zukunft gerichtet meinte unser Bezirksvor-

!_, sitzender Gunter Heckmann:

,,Vor allem in der jetzigen von Umbruch und Vedtr-
derungen gepdgten Zeit ist es wichtig, einen unab-
hängigen Verband zu haben, der auch gemeinsam mit
dem Arbeitgeber Vorschläge erarbeitet, die für die
Zulcrnt Perspektiven zeigen, die sowohl dem Konzem
als auch denArbeitnehmem Sichefteit lmd Fofkomrnen
gewzihrleisten'.

Ein HöhepuDkt der Veranstaltung war die Jubilarehnmg
bei der insgesamt nelm Kollegen fiiI 25, 40 und sogar 50
Jalre Mitgliedschaft im VDFP ausgezeichnet wwden.
Besonders erfeulich war, dass mit Albert Buchheit,
Lothar Pax, Artur Rau und Hubert Schäfer
Crdindungsmitglieder geehl werdeü konnten, die sich

.' allesamt ooch sehr guter GesLmdheit ertreuen.

Jahresh a uptvers am mlung 2007 des
Bezirkes Saarland

Nach der Toteneh,rung bedchtetet der Bezirksvorsizen-
de Gunter HecI(Ina|m über die Aktivititen des Bez k$-
vorstandes in den letzten beiden Jahren. Dieses waren
u.a. die Gemeinschaftsfahrten Saar/Pfalz 2005 und
2006, der Bundesdelegieftentag 2006 in Boppard, das
Bezirksvorstaindetref fen mit der, Jubilärmsveranstal-
tung 50 Jahre VDFP-Bundesvorstrand'vom März 2007
in Bad Mergentheim sowie die Kassierersitzung im
August 2006 in Franklint.
Auch das Umsetzen eitrer jalrelangen Forderung
unseres Verbandes, nämlich der Zugang zum Personal-
verkaufvon zr Hause aus, auch für Ruheständler, wurde
noch mal erörtert. Die \DFP-Nachrichten haben
hierüber mehfach berichtet. Fit die Arbeit des
Verbandes sollte das ein Auftrag sein, sich in Zukrmt
auch veßtärld um die Belange dieser Mitglieder zu
kitnnem

Die Wahl a.ün neuen Voßtand ergab folgende Ergebnis:

Bezfuksvolsitzender Gulter Hecknam
Stellveltretendevoßitzende ReinholdGering

Dieter Jakobs
Kassierer Wemer Wolfanger
StellverhetenderKassierer AlfiedFontaine
Schrüfülüer Berthold Wittmann
Stellverbetenderschrinfüircr WemerGsell
Beisilzer Wemer Kom

Klaus Merscher
Kassenpdifer Bemd Leschhom

Lothar Leist
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Private Internetnutzung am Arbeitsplatz ist nicht zulässig

Die allgemeinen Regeln zur Nulzung der untemehmenseigenen Kommrmikationsmittel bei der Deutschen Telekom
AG sehen vor, dass diese ausschließlich zu dienstlichen Zwecken genutzt werden.

Die Deutsche Telekom AG vertritt die Auffösung, dass man von einor dienstlichen Nutzung ausgehen kann, wenn
ein Bezug zu dienstlichen Aufgaben besteht und der betroffene Mitarbeifer durch seine Tätigkeit den
Untemehmenszweck fü rdert.

Irsbesondere die Versendung bzw der Empfang von privalen E-Mails am Arbeitsplatz sowie die private Nutzung
des Intemets sind unzulässig.

Die Weiterleinrngen privater E-Mails iü das E-Mail-Systom der Deutschen Telekom AG sind ebenfalls mzulzissig.

Jede unzulässige Privatnutzrurg kann eine arbeitsrechtliche bzrv. eine disziplinarechtliche Maßnahme als Folge
haben.

Die dienstliche Nutzung der untemehmenseigenen Kommunikationssysteme ist für die Weitergabe von
gewerk\chaRlichen Inlomatjonen verbolm.

Zulässig bleibt die Nuta]ng der Kommunikationssysteme flir die Behiebratsarbeit im Rahmen der gesetzlichen
Aufgaben gegenüber derBeiegschaft .

Darüber hinaus setzt die Deütsche Telekom einen Content-Filter zum Filtem der Internetinhalte ein:

Dieser Filter blockiert den Zugriff aufdefiniefie Intemetseiten exh€men Inhalts sowie eindeutig piivaten Inhalts.

Viyento-Tochter wird von Nokia-Siemens übernommen

Mit Beginn nächsten Jahres wird die Vivento-Tochter Mvento Technical Services (VTS) von der Fimra Nokia
Siemens Networks übemommen, wobei das bishedge Betriebsvemögen von VTS an Nokia Siemens Networks
übergeht.

Beide Unternehmen haben weiterhin einen aufzunächst liinfJahre begrenzen Vertrag für die Zusammenarbeit
abgeschlossen, der ein Aufragsvolumen von ca. 300 Millionen EuIo bein}alten soll:

Nokia Siemens soll durch diesen Veftrag ,,bevozugter Paft1er liir Serviceleistungen bei anstehenden Managed
Services Projelden der Deutschen Telekom werden '.

Von dieser Maßnahme sind nach Pressemiteilungen der Deutschen Telekom ca. 2000 Mitarbeiter der bishorigen
Vivento-Tochter VTS betroffen.
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Geben Sie Ihren Kollegen eine Chance, reichen Sie die VDFP - Nachrichten weiterl


